Die Darlegungs- und Beweislast im Rahmen eines Verletzungsprozesses
a)

Grundsätzlich gilt, dass der Kläger darlegungs- und beweisbelastet für eine Patentverletzung ist. Es muss dargelegt werden, auf welche genaue technische Weise von jedem einzelnen Merkmal des Patentanspruchs Gebrauch gemacht wird. Hierauf hat der Beklagte unter Beachtung seiner prozessualen Wahrheitspflicht zu reagieren. Dabei kann er – soweit dies den Tatsachen entspricht – zunächst geltend machen, dass die angegriffene Ausführungsform in ihren konstruktiven Einzelheiten unzutreffend beschrieben ist. Dabei muss er, zu den einzelnen relevanten Behauptungen in der Klageschrift Stellung nehmen, und zwar vollständig und der Wahrheit gemäß. Der Beklagte muss allerdings nicht von sich aus über den wirklichen Verletzungstatbestand berichten, sondern kann sich auf das Bestreiten einzelner Merkmale beschränken. Dieses Bestreiten darf allerdings nicht pauschal bleiben, sondern muss in der gleichen Weise substantiiert sein wie es das Vorbringen des Klägers ist.
Dem Beklagten kann bei der Abwägung der Substantiierungslasten eine höhere (gesteigerte) Darlegungslast als den Kläger treffen, wenn und soweit er sich zu den Umständen erklärt, die nur ihm, nicht aber dem Kläger bekannt sind. Er kann daher nach Treu und Glauben gehalten sein, dem Kläger Informationen zur Erleichterung seiner Beweisführung hinsichtlich des Verletzungstatbestandes zu liefern, wenn und soweit diese Informationen dem beweisbelasteten Kläger nicht oder nur unter unverhältnismäßigen Bemühungen zugänglich sind und ihre Offenlegung für den Beklagten ohne weiteres möglich und auch zumutbar sind. Eine Zumutbarkeitsgrenze kann sich aus schützenswerten Betriebsgeheimnissen des Beklagten ergeben, deren Preisgabe ihm billigerweise nicht zugemutet werden kann.
b)

Entsprechend der genannten Grundsätzen muss daher der Inhaber eines Patentes auf Pflanzen oder Tiere zunächst unter Vortrags von konkreten Tatsachen darlegen, dass die angegriffene Ausführungsform vom Gegenstand der erfindungsgemäßen Lehre Gebrauch macht. Es ist naturgemäß in der Rechtsprechung bisher noch nicht entschieden, wem die Darlegungs- und Beweislast für die Verwirklichung des Disclaimers (nicht durch ein im Wesentlichen biologisches Verfahren gewonnen wurde) obliegt. Meines Erachtens nach obliegt dies dem Patentinhaber, da dieser für die Verwirklichung der im Anspruch enthaltenen Erfindung darlegungs- und beweisbelastet ist und der Disclaimer ist Teil des Anspruchs. Hierfür spricht ferner, dass dem Patentinhaber patentrechtlicher Schutz nicht für Erzeugnisse zustehen soll, welche durch ein im Wesentlichen biologisches Verfahren gewonnen wurden.
Hier kann aus Sicht des Verletzungsgerichtes bereits angemerkt werden, dass es sich um eine nur unter erheblichen Schwierigkeiten auszulegende Formulierung handelt, da die Begrifflichkeiten „im Wesentlichen“ und „biologisches Verfahren“ unbestimmt sind. Dies gilt nur dann nicht, wenn in der Patentschrift eine Legaldefinition enthalten ist. Selbst allgemeine Erläuterungen in der Patentschrift geben keinen eindeutigen Anhaltspunkt, da die Erfindung hierauf nicht beschränkt sein muss. Gleiches gilt, wenn man davon ausgeht, dass es sich insoweit um einen allgemeingebräuchlichen Fachbegriff handelt, da die Patentschrift ein solches Fachverständnis nicht zugrunde legen muss, da es sich hierbei um ein eigenes Lexikon handelt. Diese Frage mag vom EPA in verschiedenen Entscheidungen erläutert und beantwortet worden sein. Die Rechtsprechung des EPA gehört jedoch nach Art. 69 EPÜ in Verbindung mit dem Auslegungsprotokoll nicht zu den zugelassenen Auslegungsmaterialien. 

Im Hinblick auf die Frage der Patentverletzung wird der Patentinhaber zur Darlegung einer Verletzung entweder eigene Untersuchungen vorlegen oder sachverständige Hilfe heranziehen müssen, da diese Frage der Gewinnung durch ein im Wesentlichen biologisches Verfahren“ nicht „mit bloßem Auge“ zu beantworten sein dürfte. Dabei könnte es ggfs. im Einzelfall schon genügen, wenn der Patentinhaber hinreichend konkret aufzeigt, dass die angegriffene Ausführungsform nur durch ein technisches (nichtbiologisches) Verfahren gewonnen worden sein kann, da im Wege eines biologischen Verfahrens das entsprechende Ergebnis nicht erzielt werden könnte.

Der mögliche Patentbenutzer ist daraufhin gehalten darzulegen, dass eine Verletzung nicht vorliegt. Je konkreter der Vortrag des Patentinhabers, desto konkreter hat auch seine Erwiderung zu sein, d.h. ein pauschales Bestreiten genügt nicht, wenn beispielsweise durch Untersuchungen aufgezeigt wurde, dass kein im Wesentlichen biologisches Verfahren angewendet worden sein kann. Vor dem Hintergrund seiner prozessualen Wahrheitspflicht ist er daher verpflichtet konkret zu dem von ihm angewendeten Verfahren vorzutragen. Es spricht viel dafür, dass es nicht ausreichend sein dürfte, wenn nur einzelne Verfahrensschritte erläutert werden. Denn die weiteren Verfahrensschritte, welche nicht beschrieben werden, könnten gerade dazu führen, dass keine Herstellung durch ein im Wesentlichen biologisches Verfahren erfolgt ist, sondern auf technischem Weg. Der Preisgabe des angewendeten Verfahrens dürfte es ferner bedürfen, wenn der Patentinhaber hinreichend konkret aufgezeigt hat, dass die angegriffene Ausführungsform nur im Wege eines nichtbiologischen Verfahrens gewonnen worden sein kann und auch dann, wenn der Patentinhaber darlegt, dass ihm nähere Darlegungen zur Verletzung nicht oder nur unter unzumutbaren Bemühungen möglich ist. 
Der Vortrag des möglichen Patentbenutzers erfordert, soweit der Patentinhaber hinreichend konkret vorgetragen hat, die Vorlage von Dokumenten, welchen sich entnehmen lässt, dass das Erzeugnis durch ein im Wesentlichen biologisches Verfahren gewonnen wurde. Züchtungsprotokolle oder ähnliches wären hierbei angemessen, d.h. Dokumente, anhand welcher sich das vom möglichen Patentbenutzer angewendete Verfahren entnehmen lässt. Tatsachenvortrag, der durch Zeugenbeweis untermauert werden soll, ist natürlich zivilprozessual möglich, aber nicht immer zweckdienlich, da Zeugen sich an einzelne Gegebenheiten häufig nicht erinnern können. 
Ist das Gericht nach diesen jeweiligen Vortragslasten nicht zu der Überzeugung gelangt, dass einer der beiden Seiten zu folgen ist, wird es ein gerichtliches Sachverständigengutachten einholen, dessen Kosten zunächst der Patentinhaber zu leisten hat. Letztlich hat jedoch der Unterlegene die Kosten zu tragen. 
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